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Unterrichtung 
durch den Bundesrat 

Gesetz zur Regelung der Sicherheitsanforderungen an Produkte 
und zum Schutz der CE-Kennzeichnung (Produktsicherheitsgesetz - ProdSG) 
- Drucksachen 13/3130, 13/6203 - 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 

Der Bundesrat hat in seiner 708. Sitzung am 31. Ja-
nuar 1997 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bun-
destag am 5. Dezember 1996 verabschiedeten Gesetz 
zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes aus folgendem 
Grund einberufen wird: 

Zu § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 vor Buchstabe a 
und Nummer 2 Buchstaben a bis d 

In § 2 Abs. 3 Satz 1 sind in Nummer 1 vor Buchstabe a 
folgende Buchstaben 0a bis 0d einzufügen: 

,,0a) Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz 
- Bedarfsgegenstände nur hinsichtlich ihrer 
stofflichen Beschaffenheit -, 

0b) Weingesetz, 

0c) Fleischhygienegesetz, 

0d) Geflügelfleischhygienegesetz, " .  

Als Folge sind in § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 die 
Buchstaben a bis d zu streichen. 

Begründung 

Im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens sind die vom 
Gesundheitsausschuß des Bundesrates im ersten 
Durchgang vorgetragenen Bedenken hinsichtlich der 
Regelungen über Warnungen und den Rückruf für 
den Bereich des Lebensmittel- und Bedarfsgegen-
ständegesetzes, des Weingesetzes, des Fleischhygie-
negesetzes und des Geflügelfleischhygienegesetzes 
nicht widerlegt worden. Die Herausnahme der vorge

-

nannten vier Fachgesetze ist notwendig, da aufgrund 
von landesrechtlichen Regelungen bzw. aufgrund 
der gehandhabten Verwaltungspraxis der Länder 
Warnungen der Öffentlichkeit und Produkt-Rückrufe 
auch in solchen Fällen notwendig sind und erfolgen, 
die durch das Produktsicherheitsgesetz nicht abge-
deckt sind. Dies würde zumindest teilweise zu einer 
spürbaren Minderung des Verbraucherschutzes füh-
ren. Um dies zu verhindern, sollte der Vermittlungs-
ausschuß angerufen werden. 

Schreiben des Präsidenten des Bundesrates an den Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses vom 31. Januar 
1997 - mit Abdruck an die Präsidentin des Deutschen Bundestages. 



 


